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Kleine Anfrage 
 
des Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski (DIE LINKE) 
 
und 
 

Antwort 
 
der Landesregierung - Minister für Justiz, Gleichstellung und Integration 
 

Kosten und Zahlen von Ab- und Zurückschiebungen 
 
 

1. Wie viele ausländische Flüchtlinge wurden in dem Zeitraum 01.01.2008 bis 
31.12.2010 durch das Land Schleswig-Holstein zwangsweise zurückgeführt 
oder abgeschoben und mit welchem Verkehrsmittel geschah dies? Bitte in ei-
ner Tabelle differenziert nach  
a. Zurück- und Abschiebungen, 
b. Monat der Ab- oder Zurückschiebung, 
c. Geschlecht, 
d. Herkunftsland, 
e. Land in das abgeschoben wurde und 
f. Alter des ab- zurückgeschobenen Flüchtlings für unter 16-Jährige, unter 18-    
Jährige und Volljährige. 
 
Antwort: 
Vorbemerkungen: 
• Zurückschiebungen und Abschiebungen stellen gleichermaßen aufenthalts-

beendende Maßnahmen dar. Im Verhältnis zur Abschiebung stellt die Zu-
rückschiebung lediglich eine unmittelbarere, verfahrensverkürzte und im 
Ausgangspunkt speziellere Handlung dar. Zurückschiebungen erfolgen nur 
in den Fällen einer unerlaubten Einreise und in der Regel innerhalb von 
sechs Monaten seit dem Grenzübertritt. Das Mittel der Zurückschiebung 
wird daher in der weit überwiegenden Anzahl der Fälle in eigener Zu-
ständigkeit durch die Bundespolizei angewendet. Hierüber liegen der Lan-
desregierung keine statistischen Informationen vor. Die Ausländerbehörden 
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und das Landesamt für Ausländerangelegenheiten führen Zurückschiebun-
gen nur in Ausnahmefällen durch. Statistische Trennungen werden diesbe-
züglich daher nicht vorgenommen. Entsprechende Erhebungen wären nur 
im Rahmen der Auswertung aller in Betracht kommenden Ausländerakten 
möglich. Dieser Aufwand ist in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht leistbar. 
In der praktischen Durchführung unterscheiden sich Abschiebungen und 
Zurückschiebungen nicht. 
Der im Weiteren verwendete Begriff „Aufenthaltsbeendigung“ umfasst so-
wohl die Abschiebung als auch die Zurückschiebung. 
 

• Auch wenn es sich bei Abschiebungen formal um eine spezialgesetzlich ge-
regelte besondere Form des verwaltungsvollstreckungsrechtlichen 
Zwangsmittels des unmittelbaren Zwangs zur Vollstreckung einer persönli-
chen und nicht übertragbaren Handlungspflicht handelt, muss tatsächlicher 
Zwang nur in einem nicht näher bezifferbaren Teil aller Abschiebungen an-
gewendet werden. In nicht wenigen Fällen wirken die Betroffenen an den 
Maßnahmen mit, ohne dass jeglicher tatsächlicher Zwang ausgeübt werden 
müsste. 
 

• Die nachfolgenden Zahlen berücksichtigen auch Aufenthaltsbeendigungen, 
die im Rahmen der Anwendung der EG-Asylzuständigkeitsverordnung -EG-
AsylZustVO- (sog. Dublin II-VO) durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge angeordnet worden sind. 
 

• Die nachfolgend dargestellten Zahlen berücksichtigen alle Aufenthaltsbe-
endigungen, die durch das Landesamt für Ausländerangelegenheiten in ei-
gener Zuständigkeit oder in Amtshilfe für eine Ausländerbehörde durchge-
führt wurden. Die schleswig-holsteinischen Ausländerbehörden führen Auf-
enthaltsbeendigungen in eigener Zuständigkeit praktisch nicht mehr durch. 
Im Erhebungszeitraum ist lediglich eine Maßnahme im Jahre 2008 durch 
den Kreis Ostholstein selbst vorgenommen worden. 
 

Tabellen zur Beantwortung der Fragen 1 a – f:  
 

Erhebungsmerkmal Wert 
Anzahl der Aufenthalts-

beendigungen (nach 
Monaten  

2008 2009 2010 
(bis 30.06.) 

                 Jan.: 
Feb.:
März:
Apr.:
Mai:

Juni: 
Juli:

Aug.:
Sep.:
Okt.: 
Nov.:
Dez.:

30 
19 
21 
21 
19 
27 
29 
16 
20 
18 
27 
15 

6 
20 
19 
18 
16 
15 
23 
11 
17 
22 
18 
15 

14 
15 
27 
30 
20 
18 

 
 
 
 
 
 

Gesamt:
 

262 
 

200 
 

124 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode Drucksache 17/762
 

3 

 
Erhebungsmerk-

mal 
 

Wert 

Geschlecht: Statistische Erfassungen werden diesbezüglich nicht 
vorgenommen. Entsprechende Erhebungen wären nur 
im Rahmen der Auswertung aller in Betracht kommen-
den Ausländerakten möglich. Dieser Aufwand ist in der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar. 
 

Herkunftsland: Betroffene Personen 
 2008 2009 2010 

(nur bis 30.06.) 
Afghanistan 9 9 1 
Ägypten 1 1 0 
Albanien 8 23 7 
Algerien 8 7 0 
Armenien 6 7 9 
Aserbaidschan 4 5 6 
Bosnien-
Herzegowina 

3 1 0 

Bulgarien 0 0 1 
Chile 0 1 1 
Dänemark 1 0 0 
Dominikanische Re-
publik 

2 1 0 

Eritrea 1 0 0 
Georgien 2 5 0 
Ghana 6 1 1 
Großbritannien 1 0 0 
Indien 2 3 5 
Irak 34 20 8 
Iran 9 4 3 
Jamaika 0 0 1 
Jordanien 2 0 0 
Kamerun 3 0 1 
Kosovo 2 28 11 
Kroatien 0 1 0 
Lettland 0 1 1 
Libanon 1 0 0 
Liberia 0 0 1 
Litauen 1 1 0 
Marokko 1 3 3 
Mazedonien 5 0 1 
Republik Moldau 3 0 2 
Montenegro 0 2 2 
Nepal 1 0 1 
Niederlande 2 1 0 
Niger 1 0 0 
Nigeria 0 1 0 
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Herkunftsland: Betroffene Personen 
 2008 2009 2010 

(nur bis 30.06.) 
Pakistan 4 0 0 
Polen 2 5 3 
Portugal 0 0 1 
Rumänien 2 1 1 
Russische Föderati-
on 

25 13 22 

Schweden 0 1 0 
Senegal  1 1 0 
Serbien 26 7 5 
Somalia 0 1 0 
Sri Lanka 0 1 0 
Syrien 5 1 1 
Thailand 2 0 0 
Tunesien 1 4 1 
Türkei 60 25 11 
Ukraine 1 2 0 
Ungarn 0 0 1 
USA 0 2 0 
Usbekistan 1 0 0 
Vietnam 10 9 10 
Weißrussland 0 0 1 
Sonstige Asiatische 
Staaten 

1 1 0 

Sonstige Afrikani-
sche Staaten 

0 0 1 

Staatsangehörigkeit 
ungeklärt 

2 0 0 

Gesamt: 262 200 124 
 

Zielland der Auf-
enthaltsbe-
endigung 
 

Statistische Erfassungen werden diesbezüglich nicht 
vorgenommen. Entsprechende Erhebungen wären nur 
im Rahmen der Auswertung aller in Betracht kommen-
den Ausländerakten möglich. Dieser Aufwand ist in der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar. 
 

Altersangaben: Statistische Erfassungen werden diesbezüglich nicht 
vorgenommen. Entsprechende Erhebungen wären nur 
im Rahmen der Auswertung aller in Betracht kommen-
den Ausländerakten möglich. Dieser Aufwand ist in der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar. 
 
Das Landesamt für Ausländerangelegenheiten weist 
allerdings darauf hin, dass minderjährige Personen 
während des gesamten Erhebungszeitraums aus-
schließlich im Familienverband betroffen waren.  
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Die zur Aufenthaltsbeendigung eingesetzten Verkehrsmittel richten sich nach 
dem geographischen Ziel der Maßnahme. Neben den vornehmlich genutzten 
Flugzeugen kommen auch Fährschiffe und Kraftfahrzeuge zum Einsatz. Sta-
tistische Erhebungen hierüber liegen nicht vor. 
 
 

2. Bei wie vielen Flüchtlingen wurde ein Rückführungs- oder Abschiebungsver-
fahren eingeleitet und musste dann abgebrochen werden? 
a. Welche Gründe lagen dafür vor? 
 b. Welche Kosten entstanden durch diese abgebrochenen Rückführun-
gen/Abschiebungen? 
 
Antwort (zu a und b): 
Abgebrochene Aufenthaltsbeendigungen werden statistisch nicht erfasst. Dies 
wäre nur im Rahmen einer Auswertung aller entsprechenden Maßnahmen 
möglich. Dieser Aufwand ist in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht leistbar.  
Die konkreten Gründe und Kosten für stornierte Aufenthaltsbeendigungen sind 
daher nicht gesondert ermittelbar. 
 

 
3. Wie wird bei den Flüchtlingen die Flugreisetauglichkeit festgestellt? 

 a. Wird dabei der Informations- und Kriterienkatalog zur ärztlichen Mitwirkung 
bei Rückführungsfragen des 111. Deutschen Ärztetages berücksichtigt? Wenn 
nein, warum nicht? 
 
Antwort zu 3.: 
Die Ausländerbehörde hat in eigener Zuständigkeit zu prüfen, welche Schritte 
unternommen werden müssen, um im pflichtgemäßen Ermessen eine Ent-
scheidung über das Vorliegen inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse 
treffen zu können. Soweit bei dieser Entscheidung medizinische Fragen zu 
klären sind (z.B. Flugreisetauglichkeit), wird die Ausländerbehörde üblicher-
weise medizinischen Sachverstand zu Rate ziehen. Dieser Sachverstand wird 
regelmäßig – aber nicht gesetzlich oder durch Verwaltungsvorschrift verbind-
lich und ausschließlich vorgegeben – in den „Fachdiensten Gesundheit“ der 
Kreise und kreisfreien Städte erreichbar sein. Ist die Befragung der kommu-
nalen Fachdienste aufgrund lokaler Gegebenheiten nicht möglich oder führt 
dies nicht zu einer für die aufenthaltsrechtliche Entscheidung ausreichenden 
Grundlage, ist die Ausländerbehörde verpflichtet, alles zu versuchen, eine Ent-
scheidungsgrundlage zu schaffen und solange zu ermitteln, bis sie eine 
rechtmäßige Entscheidung treffen kann. Dies kann unter anderem durch Be-
fragung sachverständiger Dritter geschehen. 

 
Antwort zu 3.a:  
Aufgrund von überregionalen Unstimmigkeiten mit der Ärzteschaft – insbe-
sondere bei vorgetragenen psychischen Erkrankungen -  hatte das Innenmi-
nisterium des Landes Nordrhein-Westfalen als Vorsitzland der Arbeitsgruppe 
Rückführung gemeinsam mit Vertretern anderer Bundesländer und der Ärzte-
schaft im Jahre 2004 eine Arbeitsgruppe einberufen, die nach Einigungsmög-
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lichkeiten suchen sollte. Auch das Innenministerium Schleswig-Holstein hatte 
sich an dieser Arbeitsgruppe beteiligt.  

 
Ergebnis der Arbeit dieser Gruppe war ein neuer überarbeiteter Informations- 
und Kriterienkatalog, den die Innenministerkonferenz im Herbst 2004 zur 
Kenntnis genommen hat und der am 26.11.2004 vom Vorstand der Bundes-
ärztekammer gebilligt  worden ist. Aufgrund größerer Unstimmigkeiten unter 
den Bundesländern und divergierender Rechtsauffassungen konnte die ur-
sprünglich angestrebte (bundes-) einheitliche Anwendung des Kataloges nicht 
erreicht werden. Lediglich Nordrhein-Westfalen hat den Informations- und Kri-
terienkatalog den Ausländerbehörden verbindlich vorgegeben. Nach einer Um-
frage aus dem Jahre 2007 hat daneben nur Schleswig-Holstein die hiesigen 
Ausländerbehörden mit dem als Anlage 1 beigefügten Erlass vom 14. März 
2005 gebeten, den modifizierten Katalog anzuwenden. Der Erlass gibt aller-
dings nur Hinweise und Anregungen, enthält jedoch keine abschließenden 
Vorgaben. 

 
Dieser Informations- und Kriterienkatalog aus dem Jahre 2004 wird in dem 
Beschlussprotokoll des 111. Deutschen Ärztetages vom 20. - 23. Mai 2008 le-
diglich in einer Entschließung erwähnt, gilt somit unverändert fort. Der o.g. Er-
lass vom 14. März 2005 hat auch nach dem Wechsel des für das Aufenthalts-
recht zuständigen Referates in das Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Integration weiterhin Gültigkeit.   

 
 

4. Welche Kosten sind dem Land in diesem Zusammenhang entstanden und aus 
welchem Haushaltstitel wurden sie beglichen? Bitte in einer Tabelle aufge-
schlüsselt nach Rückführung, Abschiebung, Flug- Anreise- und Personalkos-
ten. 
 
Antwort: 
Kosten, die im Zusammenhang mit der Prüfung der Flugreisetauglichkeit ste-
hen, werden nicht gesondert verbucht und sind daher nicht ermittelbar.  
 
Die Kosten für Aufenthaltsbeendigungen können nur aufgeschlüsselt nach 
Reisekosten und Pass- bzw. Passersatzbeschaffungskosten und nach Kos-
tenträgern (Landesamt für Ausländerangelegenheiten oder Ausländerbehörde) 
dargestellt werden. 
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2008: 
Kostenart LfA in eige-

ner Zustän-
digkeit 

LfA in Amts-
hilfe für Aus-
länderbehör-

den 

Eigene Aus-
gaben der 

Ausländerbe-
hörden 

Gesamtkosten

Reisekosten 81.422,65 € 115.540,80 € 1.657,73 € 198.621,18 €

Pass- bzw. 
Passersatzbe-
schaffung 

5.554,57 € 45.528,29 € --- 51.082,86 €

Gesamtkosten 86.977,22 € 161.069,09 € 1.657,73 € 249.704,04 €

   

2009: 
Kostenart LfA in eige-

ner Zustän-
digkeit 

LfA in Amts-
hilfe für Aus-
länderbehör-

den 

Eigene Aus-
gaben der 

Ausländerbe-
hörden 

Gesamtkosten

Reisekosten 50.673,53 € 105.893,76 € --- 156.567,29 €

Pass- bzw. 
Passersatzbe-
schaffung 

9.795,11 € 38.250,40 € --- 48.045,51 €

Gesamtkosten 60.468,64 € 144.144,16 € --- 204.612,80 €

 

2010 (bis 31.07.): 
Kostenart LfA in eige-

ner Zustän-
digkeit 

LfA in Amts-
hilfe für Aus-
länderbehör-

den 

Eigene Aus-
gaben der 

Ausländerbe-
hörden 

Gesamtkosten

Reisekosten 69.022,01 € 70.824,25 € --- 139.846,26 €

Pass- bzw. 
Passersatzbe-
schaffung 

2.991,04 € 29.115,63 € --- 32.106,67 €

Gesamtkosten 72.013,05 € 99.939,88 € --- 171.952,93 €

 
Kosten für Aufenthaltsbeendigungen wurden bis zum 31.12.2009 aus der 
Haushaltsstelle 0407-534 62 und werden seit dem 01.01.2010 aus der Haus-
haltsstelle 0913-534 62 gezahlt.  
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5. Mit welchen Firmen wurde in diesem Zusammenhang in welcher Form koope-

riert? 
 
Antwort: 
Für Flugbuchungen hat das Landesamt für Ausländerangelegenheiten mit 
zwei Flugreisebüros aus Hamburg und Lübeck zusammengearbeitet.   
 
Ansonsten bereiten sowohl das Landesamt für Ausländerangelegenheiten als 
auch der betreffende Kreis Aufenthaltsbeendigungen in eigener Zuständigkeit 
vor und führen sie mit eigenen Kräften, in Vollzugshilfe tätigen Kräften der 
Landes- oder Bundespolizei oder mit kommunalen Bediensteten durch. Wei-
tere Firmen sind nicht beauftragt worden.   
 
 

6. Wie erfolgte in diesem Zusammenhang die Ausschreibung der jeweiligen Auf-
träge? 
 
Antwort: 
Da Abschiebungen jeweils Einzelmaßnahmen darstellen und für Flüge die Lis-
tenpreise der Airlines zu entrichten sind, existiert keine zuvor ausgeschriebene 
Rahmenvereinbarung mit den in der Antwort zu Frage 5 genannten Flug-
reisebüros. Beide Büros sind regelmäßig rasch und zuverlässig in der Lage, 
geeignete Flüge anzubieten und zeigen sich auch in den Fällen erforderlicher 
Stornierungen als sehr flexibel.     

 
 

7. An welchen Rückführungen/Abschiebungen waren Landesbeamte konkret in 
welcher Form beteiligt? 
 
Antwort: 
An Aufenthaltsbeendigungen sind regelmäßig Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte der Landespolizei in Amtshilfe sowie im Einzelfall Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Landesamtes für Ausländerangelegenheiten beteiligt. Wer an 
welcher Maßnahme konkret beteiligt war, wird nicht statistisch erfasst und wä-
re daher nur Rahmen der Auswertung aller in Betracht kommenden Auslän-
derakten möglich. Dieser Aufwand ist in der Kürze der zur Verfügung stehen-
den Zeit nicht leistbar. 
    

 
8. Welche Kosten entstanden in diesem Zusammenhang? 

 
Antwort: 
Kosten, die durch die Beteiligung von Angehörigen der Landespolizei und der 
übrigen Landesverwaltung an Aufenthaltsbeendigungen entstehen, werden 
nicht gesondert erfasst und können daher nicht näher benannt werden. 
 
Sofern angefallene Personalkosten bestimmten Kostenschuldnern nach den 
Regelungen des Aufenthaltsgesetzes (Kapitel 6) in Rechnung gestellt werden 
können, werden diese im Einzelfall durch das Landesamt für Ausländerange-
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legenheiten nach der Personalkostentabelle des Landes berechnet.  
 
Bei Amtshilfeleistungen zwischen Behörden werden gemäß § 35 Abs. 1 des 
Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für Schleswig-Holstein nur Auslagen er-
stattet. Personalkosten zählen grundsätzlich nicht zu den Auslagen im Sinne 
dieser Regelung und werden daher durch das Landesamt für Ausländerange-
legenheiten bei der Berechnung von Amtshilfekosten nicht berücksichtigt.    

 
 

9. Wie hoch sind die Kosten die pro Tag/Person in Zurück- und Abschiebungs-
haft dem Land entstehen (bitte die Zusammensetzung der Kosten genau auf-
schlüsseln)? 
a. Wer trägt diese Kosten?  
b. Wenn die Flüchtlinge sie selber tragen, in wie viel Prozent der Fälle ist eine 
Rückforderung erfolgreich? 
 
Antwort (zu a und b): 
Im Jahr 2009 sind in der Abschiebungshafteinrichtung Rendsburg pro Person 
und Tag Haftkosten in Höhe von 119,08 € entstanden. Eine Aufschlüsselung 
der Haftkosten liegt nicht vor und kann in der für die Bearbeitung der Kleinen 
Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht erstellt werden. 
Für die in der Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt im Jahr 2009 un-
tergebrachten neun weiblichen Abschiebungshaftgefangenen sind aufgrund 
der seit dem Jahr 2001 bestehenden Verwaltungsvereinbarung Haftkosten in 
Höhe von 48,57 € pro Person und Tag entstanden. Der seit 2001 unverändert 
bestehende Tageshaftkostensatz ist allerdings inzwischen durch eine Ände-
rung der Verwaltungsvereinbarung auf die Höhe der dem Land Brandenburg 
tatsächlich entstehenden Kosten in Höhe von aktuell 167,82 € angepasst wor-
den.  
 
Nach § 66 Abs. 1 i.V.m. § 67 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes hat der Auslän-
der bzw. die Ausländerin die Kosten für die Abschiebung zu tragen. Die Aus-
länderbehörden werden über die im Rahmen einer Zurück- oder Abschiebung 
entstandenen Kosten und damit auch über etwaige Haftkosten informiert. Die 
Abschiebungskosten können dann gegenüber den Betroffenen geltend ge-
macht werden, zum Beispiel, wenn diese nach Ablauf einer Einreisesperre in 
das Bundesgebiet zurückgekehrt sind oder die Aufhebung einer Einreise-
sperre mit dem Ziel der erlaubten Wiedereinreise in das Bundesgebiet bean-
tragen.  
 
In wie vielen Fällen Rückforderungen erfolgreich sind, wird statistisch nicht er-
fasst und kann in der für die Bearbeitung der Kleinen Anfrage zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht ermittelt werden. 
 
Soweit Personen aus der Zuständigkeit von Ausländerbehörden anderer Bun-
desländer in Abschiebungshaft genommen werden mussten, erfolgt eine Er-
stattung der Haft- und sonstigen Kosten durch die dort zuständige Ausländer-
behörde. Diese kann dann wiederum die entstandenen Kosten gegebenenfalls 
gegenüber den Betroffenen geltend machen.   
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10. Wird es im Sinne der EU-Rückführungsrichtlinie Änderungsbedarf bei der Zu-

rück- und Abschiebungshaft in Schleswig-Holstein geben? Wenn nein, warum 
nicht? 
 
Antwort: 
Nein. 
Die Vorgaben der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16.12.2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den 
Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger (sog. 
Rückführungsrichtlinie), die bis zum 24.12.2010 in nationales Recht umzuset-
zen ist, werden auch in Schleswig-Holstein erfüllt.  
 

 
11. Welche Erlasse und Verordnungen zur Ab- und Zurückschiebung, bzw. Ab-

schiebehaft sind zurzeit in Schleswig-Holstein zur Zeit in Kraft? Bitte als An-
hang. 
 
Antwort: 
Neben den gesetzlichen Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes in der zur 
Zeit geltenden Fassung sowie der hierzu erlassenen Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift des Bundesministeriums des Innern vom 26.10.2009 sind den 
Schleswig-Holsteinischen Ausländerbehörden mit den nachfolgend genannten 
und als Anlagen 2 - 4 beigefügten Erlassen Hinweise zur Rechtsanwendung 
gegeben worden.  
 
Anlage 2: 
Erlass vom 25.02.2008 (Durchführung der Abschiebungshaft) 
 
Anlage 3: 
Anlage zum Erlass vom 25.02.2008 
 
Anlage 4: 
Erlass vom 09.10.2009 (Durchführung der Abschiebungshaft; Inkrafttreten des 
FGG-Reformgesetzes) 

 
Die für den Vollzug der Abschiebungshaft zuständigen Stellen arbeiten nach 
den Vorgaben der als Anlage 5 beigefügten Richtlinien für den Vollzug der 
Abschiebungshaft in Schleswig-Holstein vom 15.11.2002 in der Fassung des 
als Anlage 6 beigefügten Erlasses vom 27.12.2007.    

 
 
 
 










































































































